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Editorial

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

wir hoffen, Sie hatten einen schönen und 
sonnigen Sommer und können gut erholt 
mit neuer Energie in den Herbst starten! In 
gewohnter Weise informieren wir in dieser 
Ausgabe der Praxistipps über folgende 
aktuelle Themen:

Der 30.9. ist heuer (wieder) ein besonderer 
Stichtag: Wir geben einen Überblick, was 
bis dahin aus steuerlicher Sicht noch alles 
zu erledigen ist. Insbesondere das Thema 
der Anspruchszinsen ist heuer aufgrund 
des aktuellen Zinsniveaus wichtiger denn 
je. 

Ganz aktuell informieren wir über 
die Neuerungen bei der Entnahme 
von Betriebsgebäuden und geben 
einen Überblick über die wichtigsten 
Entwicklungen in der Personalverrechnung.

Zudem finden Sie in dieser Ausgabe 
einen Beitrag mit Wissenswertem zur 
4-Tage-Woche und Informationen zur neu 
erschienenen Deloitte Austrian Tax Survey 
2023.  

Nicht nur das Steuerrecht ist einem 
steten Wandel unterzogen, auch die 
Gesellschaft verändert sich laufend. 
Unternehmen spüren die Auswirkungen 
des demografischen Wandels hautnah. 
In unserer Interviewreihe, diesmal zum 
Thema Demografieberatung, erfahren Sie, 
wie Ihr Unternehmen am besten mit diesen 
Herausforderungen umgehen kann.

In unserer Reihe der Unternehmens
portraits stellen wir Ihnen in dieser 
Ausgabe die Pfeifer Group vor, die zu den 
führenden Holzindustrien in Europa zählt.

Eine spannende Lektüre wünschen Ihnen
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Fristen bis zum 30.09.2023 

Der 30.09. ist im Bereich Steuern und 
Rechnungswesen ein bedeutender 
Stichtag. Dieser Artikel soll einen Überblick 
über die wichtigsten Themen geben, die bis 
dahin erledigt sein müssen. 

Herabsetzung von Einkommen
steuer- und Körperschaftsteuer
vorauszahlungen
Bis zum 30.09.2023 können noch 
Anträge auf Herabsetzung der 
Einkommensteuer- bzw. Körperschaft
steuervorauszahlungen für 2023 beim 
Finanzamt eingebracht werden, falls die 
aktuellen Vorauszahlungen, im Vergleich 
zum voraussichtlichen steuerlichen 
Ergebnis des laufenden Jahres, zu hoch 
sind. Der Antrag muss entsprechend 
begründet werden (z.B. durch Beilage einer 
Zwischenbilanz, einer Prognoserechnung 
oder einer Planungsrechnung). 

Wird der Antrag nach dem 30.9. 
eingebracht, so darf das Finanzamt die 
Vorauszahlungen erst für das nächste 
Kalenderjahr neu festsetzen.

Anlässlich der Katastrophenschäden 
durch Hochwasser und Erdrutschungen 
hat das BMF in einer aktuellen Information 
2023-0.599.910 vom 21.08.2023 die Frist 
zur Herabsetzung der Einkommensteuer- 
bzw. Körperschaftsteuervorauszahlungen 
auf den 31.10.2023 ausgedehnt. Diese 
Regelung stellt auf die Betroffenheit 
von Katastrophenschäden ab. 
Antragsberechtigt sind sowohl direkt 
betroffene Steuerpflichtige, die 
unmittelbare Katastrophenschäden 
erlitten haben, als auch indirekt Betroffene, 
deren Einkommen katstrophenbedingt 
beeinträchtigt wurde. Da die erweiterte 
Antragsmöglichkeit auf Katastrophenfälle 
eingeschränkt ist, ist der Antrag nur 
mit den konkreten Umständen, die das 
Einkommen des oder der Antragstellerin im 
Zusammenhang mit Katastrophenschäden 
berühren, zu begründen. 

Offenlegung des Jahresabschlusses mit 
Stichtagen 31.12.2022 
Die Sonderregelung zur verlängerten 
Offenlegung für Jahresabschlüsse 
endete für Jahresabschlüsse mit Stichtag 
31.03.2022, sodass für Bilanzstichtage 
danach wieder die Neunmonatsfrist 
gilt. Die Frist zur Offenlegung von 
Jahresabschlüssen mit Bilanzstichtag 
31.12.2022 endet daher am 30.9.2023. 

Umgründungen
Umgründungen (Einbringungen, 
Spaltungen, Verschmelzungen, etc.) können 
rückwirkend bis zu 9 Monate auf den 
letzten Bilanzstichtag vorgenommen 
werden. Die Anmeldung einer Umgründung 
mit Stichtag 31.12.2022 beim Firmenbuch 
bzw. Finanzamt muss daher bis 
spätestens 30.9.2023 erfolgen.

Rückerstattung ausländischer 
Vorsteuer aus EU-Staaten
Sind im Jahr 2022 ausländische Vor­
steuern (z.B. anlässlich von Dienstreisen, 
Messebesuchen, etc.) angefallen, so 
müssen diese bis spätestens 30.9. des 
Folgejahres zur Rückerstattung beantragt 
werden. Achtung: Es handelt sich um 
eine Fallfrist. Eine Fristversäumnis ist 
nicht sanierbar und führt zum Verlust der 

erstattungsfähigen Vorsteuer. Der Antrag 
auf Rückerstattung ist zwingend über 
FinanzOnline einzubringen.

Anspruchszinsen bei 
Steuernachzahlungen
Noch nicht veranlagte Nachzahlungen an 
Einkommensteuer bzw. Körperschaft
steuer für ein Kalenderjahr unterliegen 
ab 01.10. des Folgejahres der sogenannten 
Anspruchsverzinsung. 

Durch das AbgÄG 2022 wurde mit  
§ 205c BAO nun auch eine Verzinsung u.a. 
für Nachforderungen und Gutschriften 
aus Umsatzsteuerveranlagungen 
eingeführt. Diese kommt erstmalig für 
Veranlagungen des Jahres 2022 zur 
Anwendung. Kommt es im Zuge der 
Umsatzsteuerjahreserklärung zu 
Nachforderungen oder Gutschriften, 
unterliegen diese nun ebenfalls erstmals  
ab 01.10.2023 der Anspruchsverzinsung.

Ergibt sich daher aus einem 
Einkommen-, Körperschaftsteuer- 
oder Umsatzsteuerbescheid für 
das Veranlagungsjahr 2022 eine 
Nachforderung, so sind für solche 
Nachforderungen Anspruchszinsen 
in Höhe von derzeit 2 % über dem 
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Basiszinssatz (von derzeit 3,88 %), 
somit 5,88 % zu entrichten (§ 205 BAO). 
Anspruchszinsen, die einen Betrag von 
50 Euro nicht erreichen, sind jedoch nicht 
festzusetzen.

Der Zinsenlauf beginnt am 1. Oktober 
des Folgejahres und endet mit Erlassung 
des Bescheides, der eine Nachforderung 
ausweist. Sollte ein Bescheid noch nicht 
vorliegen, besteht selbstverständlich 
die Möglichkeit, bis zum 30. September 
2023 bzw. bis zum Anfall von Zinsen von 
EUR 50,00 (Freigrenze, bis zu der keine 
Anspruchszinsen festgesetzt werden) 
eine Anzahlung zu leisten. Durch die 
Entrichtung einer Abschlagszahlung in 
Höhe der voraussichtlichen Nachzahlung 
können Anspruchszinsen vermieden 
werden. Abschlagszahlungen sind 
unter Angabe eines entsprechenden 
Verwendungszweckes zu leisten.

Leistungs- und Strukturstatistik – 
Statistik Austria
Unternehmen sind bei Überschreiten der 
gesetzlichen Schwellenwerte zur Meldung 
für die Leistungs- und Strukturerhebung 
verpflichtet. Der gesetzliche Meldetermin 
ist grundsätzlich der 30. September 
des Folgejahres. Es besteht jedoch 
die Möglichkeit eine individuelle 
Fristverlängerung zu beantragen.

Fazit
Bis zum 30.09.2023 ist in vielen Bereichen 
Handlungsbedarf geboten. Vor allem 
das signifikant gestiegene Zinsniveau, 
das sich auf die Anspruchsverzinsung 
auswirkt, und die erstmalige 
Einbeziehung von Nachforderungen 
aus Umsatzsteuerjahresbeträgen in 
die Verzinsungsregelung stellen eine 
planerische Herausforderung dar. Wir 
empfehlen eine rechtzeitige Planung 
bzw. Erledigung der offenen Punkte 
– aufgeschoben ist bekanntlich nicht 
aufgehoben.

Anna-Maria Neumeister
aneumeister@deloitte.at
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Steuerneutrale Entnahme von 
Betriebsgebäuden
Durch das AbgÄG 2023 wurde eine 
Erleichterung der Entnahme von Gebäuden 
aus dem Betriebsvermögen geschaffen. 
Damit sollen vor allem leerstehende 
Betriebsgebäude leichter außerbetrieblich 
z.B. für eigene Wohnzwecke oder zur 
Vermietung genutzt werden können, um 
die Bodenversiegelung einzudämmen. Die 
Entnahme von Gebäuden erfolgt zukünftig 
ebenso wie die Entnahme von Grund 
und Boden zu Buchwerten, anstatt wie 
bisher zum Teilwert. Auch die Regelung 
von Gebäudeentnahmen im Rahmen einer 
Betriebsaufgabe wurde modifiziert. 

Teilwert ist jener Betrag, den ein:e 
Erwerber:in des ganzen Betriebes 
für das einzelne Wirtschaftsgut bei 
Betriebsfortführung ansetzen würde. Beim 
Buchwert handelt es sich um jenen Betrag, 
mit dem ein Wirtschaftsgut in der Bilanz 
buchhalterisch erfasst ist. Die Entnahmen 
von Wirtschaftsgütern aus dem 
Betriebsvermögen sind grundsätzlich mit 
dem Teilwert im Zeitpunkt der Entnahme 
zu bewerten. Dies galt bisher auch für 
die Entnahme von Gebäuden. Grund und 
Boden konnte bereits in der Vergangenheit 
mit dem Buchwert entnommen werden. 
Bei der Entnahme von Gebäuden aus dem 
Betriebsvermögen waren bis zur Änderung 

durch das AbgÄG 2023 die stillen Reserven 
im Zeitpunkt der Entnahme versteuert. 
Dies führte dazu, dass betrieblich genutzte, 
aber für den Betrieb nicht mehr benötigte 
Gebäude – trotz Leerstands – häufig im 
Betriebsvermögen belassen wurden. Durch 
die Neuregelung erfolgt die Entnahme von 
Gebäuden auch zum Buchwert. Dadurch 
werden Grund und Boden, Gebäude und 
grundstücksgleiche Rechte nunmehr bei 
der Entnahme einheitlich behandelt. Von 
der Änderung sind Grundstücke, die nicht 
dem besonderen Steuersatz gemäß §30a 
Abs. 1 EStG unterliegen, ausgenommen. 
Aus diesem Grund ist die Neuerung nicht 
auf Entnahmen von Grundstücken von 
gewerblichen Grundstückshändler:innen 
und auf Grundstücke, die dem 
Umlaufvermögen zuzurechnen sind, 
anwendbar. Für die Anwendung dieser 
Neuregelung ist es nicht erforderlich, dass 
es sich um ein leerstehendes Gebäude 
handelt.

Da die Gebäudeentnahme ohnehin 
zum Buchwert und somit steuerneutral 
erfolgt, ist der für die Betriebsaufgabe 
vorgesehene Antrag auf Nichterfassung 
der stillen Reserven des Gebäudes 
nicht mehr erforderlich. Anstelle 
des Besteuerungsaufschubs auf 

freiwilliger Basis ist es möglich eine 
(abschließende) Besteuerung der stillen 
Reserven des Gebäudes im Rahmen des 
Aufgabegewinnes herbeizuführen. Es 
kann beantragt werden, das Gebäude 
bei der Betriebsaufgabe in den im 
Gesetz genannten Fällen nicht mit dem 
Buchwert, sondern mit dem gemeinen 
Wert anzusetzen. Dies kann insbesondere 
dann gemacht werden, wenn die 
Voraussetzungen für die Anwendung des 
Hälftesteuersatzes vorliegen.

Die Änderungen sind auf Entnahmen 
und Betriebsaufgaben anzuwenden, die 
nach dem 30. Juni 2023 erfolgen. Für 
Betriebsaufgaben vor dem 1. Juli 2023 
ist die bisherige Rechtslage weiterhin 
anzuwenden. Um Gestaltungen von 
betrieblich genutzten, selbst hergestellten 
Gebäuden zu vermeiden, ist § 30 Abs. 2 
Z 2 EStG dahingehend präzisiert worden, 
dass die Herstellerbefreiung nur für 
im Privatvermögen selbst hergestellte 
Gebäude gilt.
 
Manuel Ortner
mortner@deloitte.at

Isabell Krug
ikrug@deloitte.at
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Neuerungen in der 
Personalverrechnung

Keine Pflicht zum Rückersatz von 
Ausbildungskosten, wenn Details erst 
nach Beginn der Ausbildung vereinbart 
werden
In einem Judikat vom Juni 2023 nimmt der 
Oberste Gerichtshof dazu Stellung, dass 
eine schriftliche Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber:in und Arbeitnehmer:in über 
den Rückersatz von Ausbildungskosten 
(in allen Punkten) stets vor Beginn der 
Ausbildung abgeschlossen werden muss.

Im konkreten Fall war dem Arbeitnehmer 
zwar die Höhe der Ausbildungskosten 
und der zeitliche Rahmen der Ausbildung 
bekannt, jedoch wurden die Modalitäten 
über einen allfälligen Rückersatz 
erst nach Beginn der Ausbildung 
in einer Vereinbarung über den 
Ausbildungskostenrückersatz festgelegt. 
Laut dem OGH besteht in so einem 
Fall keine Pflicht der Arbeiternehmerin 
oder des Arbeitnehmers auf (anteiligen) 
Rückersatz der Ausbildungskosten.

In der Praxis sollte man daher iSd § 2d Abs 
2 AVRAG immer vor Beginn der Ausbildung 

eine schriftliche Vereinbarung abschließen, 
welche sowohl die konkrete Höhe als 
auch die Modalitäten über den allfälligen 
Rückersatz enthält. 

OGH verlängert den Anspruch auf 
Urlaubsersatzleistung
In einer weiteren Entscheidung vom Juni 
2023 hat der OGH seine Rechtsprechung 
zur Verjährung des Urlaubsanspruches an 
die des EuGH angepasst.

Eine Verjährung des Urlaubs tritt 
demnach nicht ein, wenn der oder die 
Arbeitnehmer:in keine Aufforderung 
zum Verbrauch des Urlaubs seitens der 
Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers 
erhält bzw. von der Arbeitgeberin oder 
vom Arbeitgeber nicht auf die drohende 
Verjährung hingewiesen wird. 

Vom EuGH wird der oder die 
Arbeitnehmer:in als schwächere 
Partei des Arbeitsvertrags angesehen. 
Die Aufgabe für die tatsächliche 
Wahrnehmung des Jahresurlaubs darf 
daher nicht komplett auf den oder die 

Arbeitnehmer:in verlagert werden. Der 
oder die Arbeitgeber:in hat daher Sorge zu 
tragen, dass der oder die Arbeitnehmer:in 
tatsächlich in der Lage ist, den bezahlten 
Jahresurlaub zu konsumieren, indem 
er ihn gegebenenfalls auch förmlich 
dazu auffordert und rechtzeitig und 
verständlich mitteilt, dass der Urlaub bei 
Nichtinanspruchnahme am Ende des 
zulässigen Übertragungszeitraums verfällt.

Der unionsrechtlich gesicherte 
Urlaubsanspruch verjährt daher nicht, 
wenn der oder die Arbeitgeber:in den 
Aufforderungs- und Hinweispflichten 
gegenüber dem oder der Arbeitnehmer:in 
nicht nachkommt. 

Steuer- und beitragsrechtliche 
Behandlung von Urlaubsstornokosten, 
die vom oder von der Arbeitgeber:in 
übernommen werden
Kommt es zum Szenario, dass ein oder 
eine Mitarbeiter:in einen vereinbarten und 
auch bereits gebuchten Urlaub aufgrund 
eines nicht beeinflussbaren Ereignisses 
auf Bitten der Arbeitergeberin oder des 
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Arbeitgebers absagen bzw. abbrechen 
muss, stellt sich die Frage wie von der 
Arbeitgeberin oder vom Arbeitgeber 
übernommene Stornokosten steuer- und 
beitragsrechtlich zu behandeln sind. Solche 
nicht beeinflussbaren Ereignisse können 
z.B. dringende Großaufträge oder der 
Ausfall anderer Mitarbeiter:innen sein. 
Leistet der oder die Arbeitgeber:in solche 
Zahlungen, sind diese als steuerpflichtiger 
Arbeitslohn anzusehen. Beim oder bei 
der Arbeitnehmer:in liegen hierbei im 
nachgewiesenen Ausmaß Werbungskosten 
vor (LStR 2002, Rz 656a).

Sozialversicherungsrechtlich ist der von 
der Arbeitgeberin oder vom Arbeitgeber 
übernommene Kostenersatz beitragsfrei 
und stellt kein zusätzliches Arbeitsentgelt 
dar. Die übernommenen Kosten sind daher 
als Ersatz für den entstandenen Schaden, 
welche dem oder der Dienstnehmer:in 
durch die Wahrnehmung ihrer oder seiner 
dienstlichen Pflichten entstanden sind, 
anzusehen. 

Unbürokratische Soforthilfen der 
ÖGK von vom Hochwasser betroffene 
Unternehmen
Nachdem die Unwetter und das 
Hochwasser in vielen Teilen Österreichs 
einige Unternehmen vor große 
Probleme stellten, werden von der 
ÖGK für alle in Not geratenen Betriebe 
unbürokratische Soforthilfen angeboten. 
Die Soforthilfsmaßnahmen umfassen die 
Bereiche:

	• Stundungen

	• Ratenvereinbarungen

	• Mahnungen

	• Meldeverspätungen

	• Beitragsprüfungen

Betroffene Unternehmen müssen für 
die Inanspruchnahme der Maßnahmen 
ihren oder ihre zuständigen ÖGK-
Kundenbetreuer:in kontaktieren.  

Modell der Mitarbeiter:innen­
gewinnbeteiligung bei der neuen 
Flexiblen Kapitalgesellschaft
Start-Ups haben oft besonders in der 
Gründungsphase mit der Herausforderung 
ausreichender Liquidität zu kämpfen 
und stellen daher für qualifizierte 
Mitarbeiter:innen oftmals weniger 
attraktive Arbeitgeber:innen dar.

Der fehlenden Liquidität in der 
Anfangsphase soll durch die Gewährung 
von unentgeltlichen Kapitalanteilen 
entgegengewirkt werden. Die Abgabe von 
Kapitalanteilen führte bisher zur sofortigen 
Besteuerung des geldwerten Vorteils, da 
für diese Sozialversicherungsbeiträge zu 
entrichten und Lohnsteuer abzuführen ist.

Im Rahmen neuer Gesetzgebung versucht 
die österreichische Bundesregierung 
durch die Schaffung der Flexiblen 
Kapitalgesellschaft (FlexKapGG) 
diesem Umstand entgegenzuwirken. 
Das FlexKapGG soll ab dem 1.11.2023 
in Kraft treten. Ab dem 1.1.2024 soll 
zudem mit einem neuen Modell 
der Mitarbeiter:innenbeteiligung im 
Zusammenhang mit der Flexiblen 
Kapitalgesellschaft der Thematik der 
geringeren Liquidität von Start-Ups im 
Anfangsstadium begegnet werden, indem 
die Besteuerungspflicht der Anteilsausgabe 
auf einen späteren Zeitpunkt verschoben 
wird.

Im neu geschaffenen § 67a EStG soll 
so der geldwerte Vorteil nicht im 
Zeitpunkt der Abgabe der Anteile 
als zugeflossen gelten, sondern bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
hinsichtlich der Behaltedauer sowie 
der Dauer des Dienstverhältnisses 

erst bei der Anteilsveräußerung. Als 
Bemessungsgrundlage gilt grundsätzlich 
der Veräußerungserlös bzw. der gemeine 
Wert.

Wenn Anteile mindestens fünf Jahre 
gehalten werden und das Dienstverhältnis 
mindestens drei Jahre andauert, werden 
75 % des Veräußerungserlöses mit einem 
festen Steuersatz von 27,5 % besteuert und 
25 % des Veräußerungserlöses mit dem 
progressiven Tarif. Zudem sind Befreiungen 
von Lohnnebenkosten im Ausmaß von 75 
% vorgesehen sowie Begünstigungen im 
Bereich der Sozialversicherung angedacht. 
Wenn die Voraussetzungen der Haltefrist 
und der Dauer des Dienstverhältnisses 
nicht vorliegen, ist eine Besteuerung nach 
progressivem Tarif vorgesehen.

Aktuell befindet sich das Flexible 
Kapitalgesellschafts-Gesetz im 
Entwurfsstadium zur Begutachtung 
beim Bundesministerium für Justiz. 
Inwieweit eine Umsetzung entsprechend 
der obigen Ausführungen folgt, bleibt 
abzuwarten. Festzuhalten ist, dass die 
geplanten steuerlichen Maßnahmen im 
Zusammenhang mit dem Start-Up-Paket 
definitiv zu begrüßen sind und den 
Wirtschaftsstandort Österreich fördern.

Gudrun Wiespointer-Njoku
gwiespointnernjoku@deloitte.at

Manuel Breinesberger
mbreinesberger@deloitte.at

Daniel Palz
dpalz@deloitte.at
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Die Vier-Tage-Woche
Eine arbeits- und abgabenrechtliche 
Einordnung
Überblick
Im Kontext einer zunehmenden 
Flexibilisierung der Arbeitswelt wird 
insbesondere die Vier-Tage-Woche 
hitzig diskutiert. Während diese von den 
Einen als Wettbewerbsvorteil am stark 
umkämpften Arbeitsmarkt gesehen wird, 
wird sie von den Anderen als wohlstands- 
und effizienzgefährdend abgetan.

Unabhängig von der sozialpolitischen und 
ökonomischen Debatte gilt es bei der Vier-
Tage-Woche jedoch auch, einige rechtliche 
Rahmenbedingungen einzuhalten, um 
versteckte Mehrkosten und das Entstehen 
ungewollter Ansprüche zu vermeiden. 
Dabei sind insbesondere Fragen der 
Ausgestaltung vorab zu klären: Reduktion 
der Normalarbeitszeit oder Veränderung 
der Lage der Normalarbeitszeit bei 
gleichbleibendem Stundenausmaß? 
Einführung eines Gleitzeitmodells oder 
Vier-Tage-Woche mittels Durchrechnung? 
Dieser Artikel soll hierzu einen Überblick 
über potenzielle Problemfelder aus 
arbeits- und abgabenrechtlicher Sicht beim 
Wechsel zu einer Vier-Tage-Woche bieten.
 
 Arbeitsrechtliche Grundlage
Die Einführung einer Vier-Tage-Woche 
bedarf jedenfalls einer arbeitsrechtlichen 
Grundlage, welche sich aus Einzel- 
oder Betriebsvereinbarung, dem 
Gesetz sowie unter Umständen dem 
anwendbaren Kollektivvertrag ergeben 
kann. Je nach gewählter Ausgestaltung 
ist häufig zwischen der „klassischen“ 
Vier-Tage-Woche im Sinne des § 4 Abs. 
8 Arbeitszeitgesetzes, einer Vier-Tage-
Woche im Rahmen eines Gleitzeitmodells 
sowie einer Vier-Tage-Woche aufgrund 
einer Reduktion der wöchentlichen 
Normalarbeitszeit zu unterscheiden.

Im Falle der „klassischen“ Vier-Tage-
Woche gemäß § 4 Abs. 8 AZG wird die 
geltende wöchentliche Normalarbeitszeit 
regelmäßig auf vier Tage verteilt. Hierdurch 
wird ermöglicht, dass die tägliche 
Normalarbeitszeit auf bis zu 10 Stunden 
ausgedehnt wird, was in weiterer Folge 
bedeutet, dass die 9. und 10. Stunde eines 
jeden Tages nicht wie sonst als Mehrarbeit 
bzw. Überstunden abzugelten sind. Verteilt 
man eine 40-Stunden-Woche auf vier 
Tage, sind somit also die elfte und zwölfte 
Stunde zuschlagspflichtige Überstunden. 
Die Gesetzesbestimmung verlangt hierbei, 
dass die Normalarbeitszeit „regelmäßig“ 
auf vier Tage verteilt werden muss, wobei 
arbeitsrechtlich von zumindest 13 Wochen 
in Folge auszugehen ist. 

Wird also nur sporadisch an bloß vier 
Tagen pro Woche gearbeitet, ist dieses 
Modell nicht anwendbar, was unter 
Umständen zu erheblichen Mehrkosten im 
Zusammenhang mit zuschlagspflichtigen 

Mehr- und Überstunden führen kann.
Wird hingegen die Normalarbeitszeit 
auf beispielsweise 32 Stunden 
reduziert, so liegt arbeitsrechtlich 
Teilzeitarbeit vor. Rechtlich gelten 
für Teilzeitmitarbeiter:innen zwar 
dieselben Grundsätze wie für Vollzeit
mitarbeiter:innen, wobei jedoch darauf 
zu achten ist, dass die Anwendung des 
Modells tatsächlich zur Einsparung eines 
Arbeitstages führen muss. Kurzum: ändert 
sich also bei Teilzeitmitarbeiter:innen 
faktisch nichts an ihrer Arbeitsaufteilung, 
liegt bei Überschreitung der täglichen 
Normalarbeitszeit mitunter dennoch 
zuschlagspflichtige Mehrarbeit vor.

In der Praxis gibt es also zwei Modelle mit 
diversen Ausgestaltungsmöglichkeiten: 
Entweder wird die Normalarbeitszeit auf 
(nur) vier Tage pro Woche aufgeteilt und es 
kommt zu einer Arbeitsverdichtung, oder 
die Arbeitszeit wird – unter Umständen 
bei gleichbleibendem Entgeltanspruch – 
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tatsächlich reduziert. Die verschiedenen 
Möglichkeiten der Ausgestaltung können 
ebenso miteinander kombiniert werden: 
so kann beispielsweise ein Gleitzeitmodell 
bei Einführung einer Vier-Tage-Woche mit 
einer Reduktion der Normalarbeitszeit 
verbunden werden.

Hierbei gibt es – im Rahmen der rechtlich 
zulässigen Grenzen – einen durchaus 
großen Gestaltungsspielraum für 
Unternehmen. Zu beachten gilt jedoch, 
dass insbesondere diverse Kollektiv
verträge strengere Voraussetzungen für die 
Einführung einer Vier-Tage-Woche als das 
Gesetz vorsehen.

Aus diesem bunten Mix an arbeits
rechtlichen Optionen lässt sich die 
Wichtigkeit einer rechtlich korrekten 
Umsetzung erkennen. Trotz des großen 
Gestaltungsspielraums sind Fallstricke 
möglich, die mitunter zu erheblichen 
Nachzahlungen an zuschlagspflichtigen 
Mehrarbeit- sowie Überstunden führen 
können.

Abgabenrechtliche Einordnung 
Abhängig davon, welches arbeitsrechtliche 
Modell (rechtskonform) eingeführt wurde, 
ergeben sich daraus in weiterer Folge 
unterschiedliche abgabenrechtliche 
Konsequenzen.

Neben der generellen Verpflichtung, 
angefallene Über- bzw Mehrarbeitsstunden 
mit Zuschlägen an die Dienstnehmer:innen 
auszubezahlen, lösen diese Ansprüche 
selbstverständlich auch eine Abgaben
verpflichtung aus. Werden also aufgrund 
einer fehlerhaften Umsetzung der Vier-
Tage-Woche Überstunden angesammelt, 
erhöhen diese die Abgabenlast mitunter 
substanziell.

Wird beispielsweise das arbeitsrechtliche 
Kriterium der „Regelmäßigkeit“ nicht 
korrekt eingehalten, sind an eigentlich 
normalarbeitszeitfreien Tagen geleistete 

Stunden ebenso als zuschlagspflichtige 
Über- oder Mehrarbeitsstunden abzugelten 
wie im Falle, dass die Einführung einer Vier-
Tage-Woche für Teilzeitmitarbeiter:innen 
keine Änderung mitbringt.

Eine falsche Einordnung und Umsetzung 
kann daher zur (unwissentlichen) 
Anhäufung zuschlagspflichtiger Über- 
und Mehrarbeitsstunden führen, was 
insbesondere im Falle einer GPLB zu 
empfindlichen Nachzahlungen führen kann.
 
Fazit
Anhand der obigen Ausführungen 
lassen sich potenzielle Stolpersteine bei 
der Einführung einer Vier-Tage-Woche 
erkennen. Sowohl arbeits- als auch 
abgabenrechtlich ist daher eine korrekte 
Umsetzung und eine gute Planung 
unabdingbar. Im Vorfeld der Einführung 
einer Vier-Tage-Woche gilt es also, 
einen Fahrplan aufzustellen und von 
Rechtsexpert:innen prüfen zu lassen.

MMag. Bernhard Geiger
bgeiger@deloitte.at

Samuel Stadelmann
sstadelmann@deloitte.at
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Deloitte Austrian Tax Survey 2023
Steuersystem als anhaltende Herausforderung am Wirtschaftsstandort – 
Reformbedarf steigt

Österreichs Steuersystem bleibt trotz 
nachlassender Corona-Effekte ein 
Hindernis im globalen Wettbewerb der 
Wirtschaftsstandorte, wie der aktuelle 
Deloitte Austrian Tax Survey 2023 
zeigt. Die jüngsten Entwicklungen rund 
um Digitalisierung, Inflation und Klima 
verstärken den Ruf nach einer dringenden 
Reform. Um die Standortattraktivität zu 
bewahren, ist schnelles Handeln geboten.

Key Findings der Studie

	• Großer Handlungsbedarf: 
Steuerumfeld ist nach wie vor die 
zentrale Herausforderung für heimische 
Unternehmen

	• Zentraler Hebel: Attraktivität des 
Wirtschaftsstandortes hängt vor allem an 
der Entlastung des Faktors Arbeit

	• Hohe Priorität: Rasche Ökologisierung 
des Steuersystems trifft auf breite 
Zustimmung

	• Getrübte Aussichten: Blick in die 
Zukunft des Steuerstandortes Österreich 
fällt wenig optimistisch aus 

Im Rahmen unserer aktuellen Tax-
Umfrage haben wir über 200 heimische 
Führungskräfte unter anderem zur 
aktuellen Stimmungslage befragt. Das 
Ergebnis zeigt eine gedrückte Stimmung 
in den ansässigen Unternehmen: 
Das Steuerumfeld wird trotz 
nachlassender Corona-Effekte von über 
70 % der Befragten als anspruchsvoll 
wahrgenommen. Besonders problematisch 
sind dabei die uneinheitlichen 
Interpretationen der Regelungen durch 
die Finanzverwaltung (61 %) sowie häufige 
Gesetzesänderungen (55 %).

„Das komplexe Steuersystem und 
die hohen Abgaben erschweren das 
Wirtschaften in Österreich schon 
seit Jahren enorm. Gepaart mit den 
weltwirtschaftlichen Entwicklungen der 
vergangenen Monate wirkt sich das äußerst 
negativ auf die Attraktivität des heimischen 
Standortes aus. Um in dieser Situation 
gröbere Imageschäden zu vermeiden, 
braucht es rasch eine Reform des 
Steuersystems.“ Herbert Kovar, Managing 
Partner Tax & Legal bei Deloitte Österreich.

Arbeitsentlastung für 
Wettbewerbsfähigkeit in digitalen 
Zeiten
Die Dringlichkeit einer Entlastung 
des Faktors Arbeit ist unbestreitbar, 
insbesondere vor dem Hintergrund der 
voranschreitenden Digitalisierung und der 
wachsenden Verbreitung von Künstlicher 
Intelligenz (KI). 88 % der Befragten sehen 
starke bis moderate Auswirkungen von 
KI auf Steuerprozesse voraus, was den 
Bedarf an qualifizierten Fachkräften 
erhöht. Um den Wirtschaftsstandort für 
solche Fachkräfte attraktiver zu gestalten, 
ist die Entlastung des Faktors Arbeit von 
entscheidender Bedeutung. Die Umfrage 
zeigt, dass 82 % der Unternehmen 
eine Senkung der Lohnnebenkosten 
befürworten, während 58 % eine 
Einkommenssteuersenkung über die kalte 
Progression hinaus anstreben.

Steuerliche Maßnahmen gegen 
Inflation und für Klimaschutz
Neben Personalmangel bereitet auch die 
hohe Inflation Sorgen. Über 25 % meinen, 
Steuermaßnahmen können helfen. 50% 
der Befragten sprechen sich für eine 
temporäre Senkung der Umsatzsteuer auf 
Grundnahrungsmittel aus und 29% für 
eine temporäre Umsatzsteuerbefreiung 
der Mieten oder eine generelle temporäre 
Senkung der Umsatzsteuer.

Auch die Klimakrise bleibt ein 
unternehmensbezogenes Anliegen. 
Daher stößt das Thema Ökologisierung 
des Steuersystems weiterhin auf 
Unterstützung, rund 56 % der befragten 
Führungskräfte befürworten dies. Höchste 
Priorität hat die Förderung von ökologisch 
sinnvollen Maßnahmen, gefolgt von der 
Förderung von Innovationen als Hebel 
zur Ökologisierung und der Erhöhung 
der Pendlerpauschale bei Verwendung 
eines öffentlichen Verkehrsmittels. Mithilfe 
von Steuern kann der Gesetzgeber 
eine Richtung vorgeben und gezielt 
Anreize setzen. Das ist gerade vor dem 
Hintergrund des Klimawandels ein nicht zu 
unterschätzender Hebel, den es zu nutzen 
gilt.
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Top 9 Priorisierung der 
Ökologisierungs-Fördermaßnahmen

Zukunft des Steuerstandortes Österreich: 
Unsicherheit und Transformationsbedarf
Was die zukünftige Entwicklung des 
Steuerstandortes Österreich betrifft, 
herrscht Unsicherheit: Nur 19 % der 
Führungskräfte sehen ihr optimistisch 
entgegen, während mehr als die Hälfte 
eher durchschnittliche Erwartungen hat.

„Die Skepsis hinsichtlich der Zukunft 
des Steuerstandortes Österreich bietet 
durchaus Grund zur Sorge. Was es jetzt 
braucht, ist ein klarer Fahrplan für eine 
Transformation des Steuersystems, 
die Österreich auch für internationale 
Unternehmen wieder attraktiver macht.“ 
Herbert Kovar, Managing Partner Tax & 
Legal bei Deloitte Österreich

Welche Steuerthemen bewegen 
Österreichs Führungskräfte?
Die wichtigsten Kennzahlen auf einen 
Blick

	• 23% sehen die österreichische 
Steuerlandschaft als sehr herausfordernd 
an, 49% als eher herausfordernd

	• 63% beschäftigen die komplexen 
steuerlichen Regelungen am meisten

	• 82% finden die Senkung der 
Lohnnebenkosten am geeignetsten um 
den Wirtschaftsstandort Österreich 
attraktiv für Arbeitskräfte zu machen

	• 50% sehen die temporäre Senkung der 
Umsatzsteuer auf Grundnahrungsmitel 
als Maßnahme gegen die Inflation

	• 39% geht davon aus, dass KI starke 
Auswirkungen auf die Prozesse in den 
Steuerabteilungen haben wird

Fazit
Die Deloitte Austrian Tax Survey 2023 
verdeutlicht, dass das österreichische 
Steuersystem trotz nachlassender 
Auswirkungen der Pandemie weiterhin als 
Belastung für den Wirtschaftsstandort 
betrachtet wird. Eine dringende 
Notwendigkeit zur Reform des 
Steuerumfelds besteht, da heimische 
Unternehmen die aktuelle Steuerlandschaft 
als zentrale Herausforderung einschätzen. 
Die Entlastung des Faktors Arbeit erweist 
sich als entscheidender Faktor für die 
Attraktivität des Wirtschaftsstandortes, 
während eine schnelle ökologische 
Umgestaltung des Steuersystems breite 
Zustimmung findet. Trotz der hohen 
Dringlichkeit wird der Blick in die Zukunft 
des Steuerstandortes Österreich eher 
pessimistisch eingeschätzt.

Herbert Kovar 
hkovar@deloitte.at
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Demografieberatung: „Unternehmen 
spüren demografischen Wandel 
hautnah“
Der demografische Wandel hat in den 
vergangenen Jahren zu enorm angespannten 
Arbeitsmärkten geführt. Mit der auf die 
österreichische Wirtschaft zurollenden 
Pensionierungswelle werden die Heraus­
forderungen dahingehend nicht weniger. 
Warum sich Unternehmen jetzt mit der 
Thematik auseinandersetzen sollten und wie 
sie sich am besten wappnen, erklärt Katrin 
Hintermeier, verantwortlich für die landesweite 
Demografieberatung bei Deloitte Österreich.

Wie hat sich der Stellenwert der 
Demografieberatung angesichts der 
aktuellen Situation verändert?
Der Demografieberatung kommt heute 
definitiv eine andere Bedeutung zu als 
noch vor 6 Jahren. Als wir damals das 
Projekt gestartet haben, galt es noch viel 
Sensibilisierungsarbeit für das Thema 
demografischer Wandel zu leisten. 
Mittlerweile ist es im breiten Diskurs 
der Öffentlichkeit angekommen, die 
Unternehmen spüren die Auswirkungen 
schon hautnah. Und Strategien damit 
umzugehen, werden immer häufiger zu 
einem zentralen Erfolgsfaktor. 

Das in diesem Jahr erneut 
gestartete Programm nennt sich 
Demografieberatung Digi+. Welche 
Rolle spielt denn die zunehmende 
Digitalisierung der Tätigkeiten in Bezug 
auf den demografischen Wandel?
Der digitale Wandel verschärft viele 
Herausforderungen. Das Wichtigste 
in diesem Zusammenhang ist daher, 
alle Belegschaftsgruppen auf die Reise 
mitzunehmen. Wir wissen etwa, dass 
lebenslanges Lernen durch die zahlreichen 
Veränderungen zentral wird und, dass 
ältere Menschen anders lernen als junge. 
Darauf einzugehen und den Prozess so zu 
gestalten, dass alle partizipieren können, 
wird in den kommenden Jahren zum Um 
und Auf. 

Und wie konkret unterstützt die 
Demografieberatung Unternehmen 
dabei?
Wir unterstützen sehr maßgeschneidert. 
In einem ersten Schritt werfen wir immer 
einen Blick auf die Altersstruktur im 
jeweiligen Unternehmen und analysieren, 
was konkret benötigt wird. Wir packen die 
Herausforderungen gemeinsam mit den 
Betrieben an und setzen beispielsweise 
in Workshops, Arbeitsterminen oder 
durch konzeptive Arbeit Lösungen um. Die 
Handlungsfelder, in denen wir beraten, 
sind dabei sehr breit gestreut und reichen 
vom Personalmanagement über Führung 
und Kultur, Arbeitsgestaltung sowie 
Wissen und Kompetenzen. Und auch 
das Thema Gesundheit spielt hier eine 
wichtige und verbindende Rolle, da sie 
die Voraussetzung für alter(n)sgerechtes 
Arbeiten ist. 

Wovon profitieren Unternehmen denn 
am meisten?
Für Verantwortliche ist es oft enorm 
hilfreich, sich aus dem operativen Geschäft 
rauszunehmen und sich mit den aktuellen 
Herausforderungen auseinanderzusetzen. 
Wir bieten dabei vor allem den Blick 
von außen sowie Hilfestellung bei der 
strategischen Herangehensweise. Wir 
gestalten den Prozess maßgeschneidert 
im Betrieb. In manchen Fällen führt die 
Beschäftigung mit dem Thema schon zu 
neuen Lösungsstrategien. Gleichzeitig 
verfolgen wir bei der Beratung einen 
Toolansatz – wir stellen also bestimmte 
Tools in all unseren Handlungsfeldern zur 
Verfügung. Von diesen können Betriebe 
und Beschäftigte auch nach Abschluss 
der Beratung noch profitieren. Zudem 
haben wir mit der Arbeiter- und der 
Wirtschaftskammer zwei Stakeholder an 
Bord, die unterschiedliche Blickwinkel auf 
die Thematik geben. In der Demografie
beratung vereinen wir diese und schaffen 
so eine Win-Win-Situation für alle. 

Wie können Interessierte teilnehmen?
Unsere Kernzielgruppe machen 
grundsätzlich Klein- und Kleinstbetriebe 
mit hoher Betroffenheit aus. Interessierte 
sollten sich am besten bei mir persönlich 
melden, ich leite dann alles weitere in die 
Wege. Und wichtig zu betonen ist in diesem 
Zusammenhang auch, dass die Förderung 
De-minimis-pflichtig ist. 

Katrin Hintermeier
khintermeier@deloitte.at
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Holz als Baustoff und Energieträger 
der Zukunft - Pfeifer Group im Deloitte 
Kund:innenportrait

Das Familienunternehmen mit Sitz in 
Tirol und insgesamt 13 Standorten in 
vier Ländern zählt zu den führenden 
Holzindustrien Europas. Deloitte 
Österreich begleitet Pfeifer seit vielen 
Jahren auf seinem wohlüberlegten 
Wachstumskurs. Im Interview spricht 
Geschäftsführer Michael Pfeifer 
über die lange Erfolgsgeschichte 
des Unternehmens und die größten 
Herausforderungen in der Gegenwart.

Herr Pfeifer, die Wurzeln ihres 
Unternehmens reichen zurück ins Jahr 
1948. Ihre Großmutter hat damals 
ein kleines Sägewerk gegründet. 
Wie gelang der Aufstieg zum 
internationalen Top-Player?    
Michael Pfeifer: Barbara Pfeifer hat in einer 
durch und durch männerdominierten 
Branche einen einzigartigen Kraftakt 
geschafft. Gemeinsam mit ihren 
Söhnen Oskar, Fritz und Bernhard 
hat sie aus der Lohnschnitt-Säge 
ein international agierendes 

Holzverarbeitungsunternehmen aufgebaut. 
Ständige Weiterentwicklung prägt unsere 
Firma mittlerweile seit 75 Jahren. Jüngstes 
Highlight ist der Schritt nach Finnland, wo 
wir Ende 2022 den Holzverarbeiter Pölkky 
übernommen haben. Das macht Pfeifer zur 
drittgrößten Sägewerksgruppe in Europa, 
weltweit belegen wir Platz 10. Dabei 
möchte ich betonen, dass große Projekte, 
wie diese Expansion in den Norden, ohne 
externe Beratung nicht möglich wären. 
Es ist gut zu wissen, dass wir uns auf die 
Expertise von Deloitte jederzeit verlassen 
können.

Was zeichnet die Pfeifer Group aus?
Michael Pfeifer: Bei aller globaler 
Ausrichtung, die wir heute pflegen, bilden 
die Werte der Gründungsjahre noch immer 
das Fundament unseres Unternehmens. 
Eckpfeiler sind das ausdauernde Qualitäts- 
und Effizienzstreben, um das Beste aus 
dem Rohstoff Holz zu machen. Aber 
auch die Offenheit gegenüber neuen 
Entwicklungen und Technologien bei 

sorgfältiger Abwägung von Chancen und 
Risiken ist ein zentraler Erfolgsfaktor. 
Ich denke, als Pfeifer Group können wir 
heute auf eine erfolgreiche Vergangenheit 
zurückschauen, weil unser Blick immer 
nach vorne gewandt war.

Pandemie, Teuerungswelle, 
Fachkräftemangel. Wie steuert Ihr 
Unternehmen durch die multiplen 
Krisen unserer Zeit?
Michael Pfeifer: Es hat sich gezeigt, dass 
gute Geschäftsbeziehungen so manche 
Turbulenzen abfedern. Immer schon 
haben wir uns bei Pfeifer um langfristige 
und für alle Seiten gewinnbringende 
Partnerschaften bemüht – sei es mit 
Kund:innen, Lieferant:innen oder 
Mitarbeiter:innen. Mit diesem Fundament 
konnten wir die Pandemiejahre gut 
überstehen. Teils stieg die Nachfrage nach 
unseren Produkten sogar an. Manche 
Krisen können sich auch als Chance 
entpuppen. So rückte etwa die Energiekrise 
Holz als regionale, erneuerbare 
Energiequelle in den Fokus und auch 
den Holzbau sehen wir trotz gegenwärtig 
schwächelnder Bauwirtschaft als absoluten 
Zukunftstrend.

Wie erleben Sie in der Holzindustrie 
den aktuellen Arbeitsmarkt?
Michael Pfeifer: Mittlerweile beschäftigt 
Pfeifer 2.600 Mitarbeiter:innen in 
Österreich, Deutschland, Tschechien und 
Finnland. Dabei reicht das Jobspektrum 
von der Produktion und Instandhaltung 
über die Verwaltung bis hin zu Top-Jobs 
auf Führungsebene. Viele Fachkräfte 
stammen aus unserer eigenen 
Lehrlingsausbildung, ich selbst habe bei 
Pfeifer als Lehrling begonnen. Durch 
engagiertes Recruiting und attraktive 
Benefits für die Mitarbeitenden gehen 
wir in die Offensive und können die 
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meisten Stellen rasch besetzen. Trotzdem 
ist der Fachkräftemangel eine große 
Herausforderung. Ebenso weitere Themen 
wie die Rohstoffbeschaffung, Logistik, 
Märkte und Digitalisierung.  

Wie stellen Sie eine erfolgreiche 
Zukunft des Unternehmens sicher?
Michael Pfeifer: Wir bei Pfeifer machen 
uns ständig Gedanken über die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Produkte, 
aber auch über das riesige Potential 
von Holz als Rohstoff und CO2-Speicher. 
Innovation ist ein fester Bestandteil der 
Pfeifer Gesamtstrategie. Sichtbares 
Zeichen dafür ist der 2021 gegründete 
Innovation Hub in Innsbruck – übrigens der 
erste seiner Art in der Holzindustrie. Dort 
setzen wir uns mit neuen Technologien, 
Startups und Trends auseinander und 
leben Innovation gemeinsam mit unseren 
Mitarbeitenden und einem wachsenden 
Netzwerk aus interdisziplinären Partnern. 
Abgesehen davon schöpfen wir in der 
Administration und internen wie externen 
Kommunikation die zeitgemäßen digitalen 
Möglichkeiten voll aus, um unseren hohen 
Anspruch an Effizienz und Transparenz zu 
gewährleisten. 

Welche Pläne haben Sie für die 
Zukunft?
Michael Pfeifer: Pölkky in Finnland 
wird nicht unsere letzte Übernahme 
gewesen sein. Wir verfolgen eine 
langfristige Wachstumsstrategie, die 
uns attraktive Märkte und eine sichere 
Rohstoffversorgung erschließen soll. 
Gleichzeitig arbeiten wir ständig daran, 
noch effizienter und nachhaltiger 
zu produzieren. Basierend auf dem 
erneuerbaren Rohstoff Holz, möchte 
Pfeifer mit seinen Produkten einen 
aktiven Beitrag zur Dekarbonisierung der 
Gesellschaft leisten.

Michael Pfeifer
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Insights
Willkommen im Team!
Unsere Neueinstiege: 

03.07.2023: 	 Safija Filipovic – Tax 
Associate im Team Eckhart
01.08.2023: 	 Tina Mandic – 
Accounting Assistant im Team Eckhart 

Wie jedes Jahr haben und hatten wir 
auch heuer wieder Unterstützung von 
zahlreichen Praktikant:innen. Danke 
für euren Einsatz!       	

Unsere Firmenjubiläen 
im August 2023: Wir 
gratulieren 

Bernd Luxbacher und Anna 
Trummer zu 15 Jahren und 
Christiane Fasching zu 10 Jahren 
Firmenzugehörigkeit.

Betriebsausflug

Bei unserem 3-tägigen Betriebsausflug 
in Velden am Wörthersee hatten wir 
vor allem eines: Ganz viel Spaß! Bei 
diversen sportlichen Aktivitäten, wie 
Stand Up Paddeln oder einer Radtour 
um den See, aber auch bei gemütlichen 
und entspannten Momenten, waren 
wir mit Freude dabei. Am Freitagabend 
erlebten wir das Konzert von Matakustik 
in der Wörthersee Ostseebucht, die so 
richtig Stimmung machten. Am Samstag 
umrundeten wir mit der MS Santa Lucia 
den Wörthersee. Wir freuen uns schon 
auf den Betriebsausflug im nächsten 
Jahr.

Wir gratulieren

Theresa Unterholzer, Laura 
Hinteregger und Philipp Kahlbacher 
zum Abschluss ihres Bachelor-
Studiums.
Stefan Todtner und Georg Steiner 
zum Abschluss ihres Master-Studiums.
Vanja Stojnic zum Abschluss des 
Lehrgangs Personalverrechnung.
Madeleine Edlinger zum Abschluss 
des Lehrgangs Buchhaltung.
Bernhard Teiner und Manuel 
Breinesberger zum Abschluss 
des Lehrgangs Arbeits- und 
Sozialversicherungsrecht. 

Start!Up-Schule 2023

Bereits zum 18. Mal fand heuer 
der Businessplanwettbewerb 
„Start!Up-Schule“ statt. Auch in 
diesem Jahr wurden die innovativsten 
Geschäftsideen steirischer HTL-
Schüler:innen in den Bereichen 
„Health & Sustainability“ gewählt. 
Deloitte Styria fungierte als Sponsor 
und war mit Elisabeth Puntigam 
als Mitglied der Expert:innenjury 
vertreten. 
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